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Antrag 
 
der Fraktionen von CDU und FDP 
 

Keine Gewalt gegen Polizeibeamte 
 

        

Der Landtag wolle beschließen: 

 
 
Der Landtag bittet die Landesregierung zur 6. Tagung einen schriftlichen Bericht zu 
Widerstandshandlungen gegen Polizeibeamtinnen und -beamte vorzulegen. Dieser 
Bericht soll insbesondere enthalten:  

 

1. Die aktuellen Zahlen des Jahres 2009 in Hinblick auf  

 

- Anzahl der Widerstandshandlungen, 

- Anzahl und schwere der Verletzungen von Polizeibeamtinnen  und -beamten, 

- Anzahl der Ausfalltage von bei Widerstandshandlungen verletzten Polizeibeamtin-
nen und -beamten und 

- Anzahl der Strafanzeigen, die wegen Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte 
oder wegen Körperverletzung bei der Ausübung dienstlicher Maßnahmen durch 
Mitarbeiter der Landespolizei gestellt wurden. 

 

2. Die Ursachen, die aus Sicht der Landesregierung für die derzeitige Entwicklung in 
Hinblick auf Gewalt gegen Polizistinnen und Polizisten verantwortlich sind. 

 

3. Welche Maßnahmen die Landesregierung im Rahmen der Nachsorge für Polizis-
tinnen und Polizisten, die Opfer von Gewalt geworden sind, zusätzlich zu den bereits 
bestehenden Maßnahmen einzuführen plant. 
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4. Welche weiteren Maßnahmen die Landesregierung (beispielsweise im Rahmen 
der Fortbildung) derzeit ergreift bzw. zusätzlich für sinnvoll oder notwendig erachtet, 
um der Gewalt gegen Polizistinnen und Polizisten zu begegnen. 

 

 

Begründung: 

in den Jahren 2006 bis 2008 hat die Anzahl der Widerstandshandlungen gegen Voll-
streckungsbeamtinnen und -beamte von 398 auf 713 erhöht. Das entspricht einer 
Steigerung von 79 Prozent in drei Jahren. 

Auch bundesweit hat die Gewalt gegenüber Polizeibeamten in den vergangenen 
Jahren stark zugenommen.  

Um effektive Maßnahmen gegen die Gewalt gegen Polizeibeamte zu ergreifen, ist 
eine umfassende Analyse der zunehmenden Gewalt gegen Polizeibeamte erforder-
lich. Aus diesen Erkenntnissen sind wirksame Strategien und Initiativen zu entwi-
ckeln und zu ergreifen, um den Schutz der Polizeibeamten weiter zu verbessern.  

 

 

 

 

 

 

 

Werner Kalinka        Gerrit Koch  

und Fraktion         und Fraktion 


